Stadt Meerbusch 22
Bebauungsplan Nr. 181

Meerbusch — Buderich, Forsthausweg / Am Breil
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1. Plangebiet, ¢rtliche Verhéaltnisse und tbergeordnete Planungen

Lage im Raum und rdumlicher Geltungsbereich

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt im norddstlichen Teil des Siedlungsbereichs
Gartenstadt Meerer Busch im Norden von Meerbusch - Blderich, norddstlich der Gleisanlage
der Stadtbahnlinie Dusseldorf — Krefeld und umfasst im wesentlichen die Bebauung beider-
seits der StralRen ,Forsthausweg” und ,Im Park" sowie stidwestlich der Straf3e ,Am Breil“.

Das Plangebiet wird begrenzt im

- Nordwesten von der Suidostgrenze des Flurstiicks 456 der Flur 4 der Gemarkung Blide-
rich;

- Osten von den Westgrenzen der Flurstiicke 44 (tlw.) und 45 und der Westgrenze des
Flurstiicks 115 im Bereich des StralenbdschungsfulRes, alle Flur 3 der Gemarkung Bu-
derich

- SiUdwesten und Westen von den Flachen der Rheinbahn

und ist durch die zeichnerische Festsetzung der Grenze des raumlichen Geltungsbereichs im

Bebauungsplan geometrisch eindeutig bestimmt.

Umfeld

Das nordlich und 6stlich angrenzende Umfeld wird durch landwirtschaftliche Flachen gepréagt.
Im Norden des Kreuzungsbereiches der Stralen ,Forsthausweg” / ,Am Breil* und zweier
landwirtschaftlicher Wege siedelt der ehemals landwirtschaftliche Betrieb ,Viehhof‘. Nach An-
gaben der Landwirtschaftskammer handelt es sich dabei nicht um einen eingetragenen land-
wirtschaftlichen Betrieb. Unzuldssige Storungen der Wohnnachbarschaft sind somit auszu-
schlielen. Sudlich des ,Viehhofes* grenzt unmittelbar an die StralRe “Am Breil“ eine topogra-
phisch tiefer liegende Weideflache an. Hier ist ein Naturdenkmal ausgewiesen (Findling). Im
Suden und Westen grenzen die Flachen der Rheinbahn (Stadtbahnlinie Disseldorf - Krefeld)
direkt an den Geltungsbereich des Bebauungsplanes an. Westlich der Rheinbahntrasse so-
wie der hier parallel verlaufenden Moerser Stral3e entwickeln sich die der Gartenstadt Meerer
Busch zugehérigen Wohnbauflachen. Im Stidwesten, angrenzend an die Stadtbahnhaltestelle
.Forsthaus”, dominiert das siebengeschossige Gebaude des ,Rheinhofes" die Umgebung.

Gebietscharakter

Das Plangebiet - sowie auch die gesamte Gartenstadt Meerer Busch - ist Uberwiegend mit
freistehenden, ein- bis zweigeschossigen Wohnhausern bebaut. Besonders ortsbildpragend
sind hier als eingetragene Baudenkmadler vor allem die Wohngebaude Forsthausweg Nr. 1
und Nr. 7. Uber die Bebauung hinaus wird das Gesamtbild der Gartenstadt Meerer Busch (-
berwiegend durch parkartig angelegte, in Teilbereichen reich strukturierte Garten gepragt. Zur
Rheinbahntrasse werden die Wohnbaugrundstiicke mit einer durch Einzelbdaume in den Gar-
ten bestimmten, ortsbildpragenden Grinkulisse abgeschlossen. Westlich des Bahnibergan-
ges der StralRe “Am Breil* schliel3t eine Nadelbaumpflanzung das Plangebiet nach Stden hin
ab. Von der Art der baulichen Nutzung ist die Bebauung im Plangebiet als reine Wohnbebau-
ung einzustufen.

Erschliel3ung

Die verkehrliche ErschlieBung des Plangebiets erfolgt tiber die Stral3e ,Am Breil*, die im Sid-
osten an die Moerser Stral3e (B 9) anbindet.

Das Plangebiet wird von den Stadtbahnlinien U74 und U76 sowie der Buslinie 830 angedient.
In seiner sudwestlichen Verlangerung wird der Forsthausweg lber einen Bahnibergang mit
der Moerser Stral’e und der Stadtbahnhaltestelle ,Forsthaus” fu3laufig verknipft, wobei die
Haltestelle bei einer mittleren Gehwegentfernung von ca. 250 m einen Einzugsbereich von ca.
450 m und damit den gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplans abdeckt.



StralRen

Die Asphaltoberflache des Forsthausweges ist in einem schlechten Zustand, wobei eine opti-
sche Begrenzung zwischen Fahrbahn und privaten Wege- und Stellplatzflachen nicht erkenn-
bar ist. Durch Beschadigungen an der Schwarzdecke ist bei Regen eine ordnungsgemaélile
Entwasserung der Strafl3e nicht gewahrleistet. In manchen Bereichen haben die Eigentimer
eigenhandig MaRnahmen zum Ableiten des Oberflachenwassers ergriffen. Auf3erdem sind
durch die Beschadigungen an der Fahrbahnoberflache Gefahrenstellen vorhanden. Bei der
StralRe ,Forsthausweg® wurden der Entwasserungskanal im Jahr 1914 und die Fahrbahn im
Jahr 1951 nach dem damals glltigen Satzungsrecht erstmalig hergestellt. Die Ausbaukosten
wurden bis heute nicht abgerechnet. Gehwege und StraRenbeleuchtung wurden bis heute
nicht erstmalig hergestellit.

Die StralRe “Im Park" ist mit einer wassergebundenen Decke ausgefiihrt und kann in 2 Berei-
che unterteilt werden. Die Fahrbahn des nordwestlichen Bereiches wurde im Jahr 1972 mit
Zustimmung der Stadt Meerbusch auf Kosten des Eigentimers des angrenzenden Flursti-
ckes fachgerecht ausgebaut. Zur StralRenentwasserung wurden Straf3enablaufe sowie beid-
seitig Kiesstreifen angelegt. Eine Erneuerung des StralRenabschnittes erfolgte im Zuge der
KanalerschlieBung im Jahr 1980 durch die Stadt Meerbusch. Der 6stliche Abschnitt der Stra-
Be ist bisher nicht endgliltig hergestellt worden. Die Fahrbahn (Kiesdeckschicht) verursacht
aufgrund des geringen ausbautechnischen Standards hohe Folge- bzw. Unterhaltungskosten.

Flachennutzungsplan

Im wirksamen Flachennutzungsplan der Stadt von 1980 ist der Grof3teil des Bebauungsplan-
bereiches als Wohnbauflache dargestellt. Die nérdlichen Flurstlicke Nr. 199, 383 und 181
werden als Flache fur die Landwirtschaft dargestellt. Der Bebauungsplan wird aus dem Fla-
chennutzungsplan entwickelt.

Landschaftsplan

Die nordlichen Flurstiicke Nr. 199, 383 und 181 im Geltungsbereich des Bebauungsplanes
Nr. 181 liegen im Landschaftsplan des Kreises Neuss, Teilabschnitt Il Meerbusch / Kaarst /
Korschenbroich, der dort das Entwicklungsziel “Erhaltung einer mit naturnahen Lebensréu-
men und sonstigen natirlichen Landschaftselementen reich oder vielfaltig ausgestatteten
Landschaft* darstellt. Die Darstellungen und Festsetzungen des Landschaftsplanes werden
nicht beruhrt.

Fluchtlinienplane

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 181 liegt innerhalb des rechtwirksamen
Fluchtlinienplanes ,iber den Grundbesitz des Rechtsanwaltes Dr. Schmitz* aus dem Jahre
1911 sowie des ndordlichen Teilbereiches des Fluchtlinienplanes ,uber einen Teil der Villen -
Kolonie zu Haus Meer“ der ehemaligen Gemeinde Blderich aus dem Jahre 1913. Des weite-
ren wird der sudwestliche Teilbereich - entlang der Rheinbahntrasse - des Fluchtlinienplanes
.Blatt 4“ der ehemaligen Gemeinde Blderich aus dem Jahre 1936 sowie vom Bebauungsplan
der ehemaligen Gemeinde Biderich aus dem Jahre 1906 vom Geltungsbereich des Bebau-
ungsplanes Nr. 181 erfasst. Die Fluchtlinienplane wurden nicht realisiert und entsprechen
nicht mehr heutigen stadtebaulichen Zielvorstellungen, wie sie z. B. der Flachennutzungsplan
formuliert. Mit dem Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. 181 treten somit die Festsetzungen
der entsprechenden Fluchtlinienplane, bzw. der entsprechenden Teile der genannten Flucht-
linienplane aulRer Kraft.

Flora-Fauna-Habitat-Gebiet ,llvericher Altrheinschlinge*

Ein Teil des Plangebiets liegt in der 300 m-Abstandszone des FFH-Gebietes ,llvericher Alt-
rheinschlinge”. Es ist dies in etwa der Bereich der Wohngrundstiicke beiderseits des Forst-
hauswegs. Da der Bebauungsplan gerade in diesem Abschnitt keine Uber § 34 BauGB hi-
nausgehende Bebauungsmaoglichkeit erdffnet (mit Ausnahme der planungsrechtlichen Siche-
rung des bestehenden Wohngebaudes Forsthausweg 6, das bislang dem Auf3enbereich zu-
zurechnen war), tritt keine Veradnderung der Auswirkungen des Bestandes auf das Schutge-
biet ein.



2. Planungsziele, Planungserfordernis

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 181 Meerbusch-Buderich, Forsthausweg / Am
Breil stellt sich als ein Wohngebiet mit einer villenartigen Bebauung auf grol3en Grundstiicken
- teilweise mit umfangreichen alten Baumbestand - dar. Nach Art und Maf3 der Nutzung ent-
spricht die hier anzutreffende Bebauung weitgehend der Siedlungsstruktur westlich der B 9,
dem Siedlungsbereich ,Gartenstadt Meerer Busch* in Meerbusch-Buderich.

Schon Anfang 1980 beschloss der Rat der Stadt, fir diesen im Westen an den Bebauungs-
plan Nr. 181 angrenzenden Siedlungsbereich ,Gartenstadt Meerer Busch” zur Sicherung der
hier gewachsenen besonderen Siedlungsstruktur Bebauungsplane aufzustellen. Art und Mald
der baulichen Nutzung sollten entsprechend den Ubergeleiteten Bauleitplanen der Altgemein-
de Blderich unverandert beibehalten werden, um eine harmonische Einfligung einer Neube-
bauung in die charakteristische Siedlungsstruktur des umgebenden Wohnhaus- und Griinbe-
standes zu sichern.

Mit seinem Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 181 im Jahr 1985 hat der Rat
der Stadt der stadtebaulichen Zugehdorigkeit des Geltungsbereichs des Bebauungsplans Nr.
181 zur Gartenstadt Meerer Busch Rechnung getragen. Bestandteil des Beschlusses war die
ausdrickliche Festlegung des Planungsziels, wonach die vorhandene parkartige Siedlungs-
struktur erhalten werden soll.

Ubergeordnetes Planungsziel fiir die gesamte Gartenstadt Meerer Busch ist die Erhaltung
und Sicherung der besonderen stadtebaulichen Eigenart dieses Siedlungsbereiches, die
durch eine grof3ziigige aufgelockerte Villenbebauung mit parkartig, gartnerisch angelegten
Grundstiicken gepréagt ist. Unter Beriicksichtigung dieses Ubergeordneten Planungszieles fir
die Gartenstadt Meerer Busch soll fir den Planbereich des Bebauungsplanes Nr. 181 eine
behutsame stadtebauliche Entwicklung auf den gréReren Grundstiicken, die Uber die erfor-
derliche MindestgrundstiicksgréRe hinausgehen - unter Berlcksichtigung des vorhandenen
Baumbestandes - ermdglicht werden, sowie die Ausgestaltung des Ortsrandes, insbesondere
nach Nordwesten hin Richtung Haus Meer und das dortige Schutzgebiet ,llvericher Altrhein-
schlinge®, beachtet werden.

Da im Rahmen einer Beurteilung potentieller Bauvorhaben nach § 34 BauGB im Geltungsbe-
reich des Bebauungsplans die Sicherung der Siedlungsstruktur nicht in ausreichendem Mal3e
gewadbhrleistet ist, besteht ein Planungserfordernis. Mit dem vorliegenden Bebauungsplan
Nr. 181 werden die grundsatzlichen stadtebaulichen Zielsetzungen - die Erhaltung der beson-
deren Siedlungsstruktur der Gartenstadt Meerer Busch als ortsbildpragender Siedlungsbe-
standteil des Ortsteils Meerbusch Buderich sowie die deutliche Abgrenzung des Siedlungsbe-
reichs gegeniber dem Freiraum - nunmehr gesichert.

3. Planinhalt
3.1 Festsetzungen

Art und Mal3 der baulichen Nutzung

Zur Umsetzung der Planungsziele sowie unter Beachtung der prdgenden Wohnnutzung im
Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird die Festsetzung eines Reinen Wohngebietes flr
alle Teilbereiche des Plangebietes getroffen. Die Festsetzungen zum Mal3 der baulichen Nut-
zung (Grundflachenzahl, Zahl der zulassigen Vollgeschosse, maximale Hohe baulicher Anla-
gen) wird ebenfalls mit der Ableitung aus den zuvor genannten Planungszielen begriindet.

Bauweise

Die Festsetzung der Bauweise - nur Einzelhduser zulassig - wurde in Anlehnung an die im
Plangebiet pragende Wohnstruktur getroffen. Insbesondere in der Kombination mit den Fest-
setzungen zur MindestgrundstiicksgrofRe sowie der Beschrankung der Anzahl der Wohnein-
heiten wird das Planungsziel nachhaltig gesichert.



Uberbaubare Grundstiicksflachen

Die Uberbaubaren Grundsticksflachen wurden so gewahlt, daf3 der vorhandene Wohngebau-
debestand planungsrechtlich gesichert wird. An acht Standorten, wo aufgrund einer ausrei-
chenden GrundstiicksgréRe eine mal3volle bauliche Erganzung stadtebaulich vertretbar ist,
wurden jeweils neue Baufenster festgesetzt. Sieben dieser Standorte waren nach § 34
BauGB grundsatzlich bebaubar.

Mit den Gebauden direkt zugeordneten und eng geschnittenen Baugrenzen ist einerseits der
Erhaltung der grof3ziigigen Gartenflachen gedient; andererseits bleiben unter Beachtung der
festgesetzten Grundflachenzahl auf nahezu allen Grundstiicken Erweiterungen des Bestands
moglich.

Eine weitere Einzelhausbebauung in zweiter Reihe auf den Grundstiicken nordwestlich des
Forsthausweges ist — unter Beachtung der historischen Siedlungsentwicklung, die hier einen
eindeutigen Siedlungsrand definiert — im Bebauungsplan nicht vorgesehen und wird auch als
Entwicklungsziel abgelehnt. Die Ausnahme hiervon bildet das bestandsgeschitzte Wohnge-
baude Forsthausweg Nr. 6 mit einer Erschlieung lber einen Privatweg, welches planungs-
rechtlich gesichert wird. Hierzu wird festgestellt, dass von einer Zulassung eines weiteren
Baufensters eine negative Vorbildwirkung ausgehen wirde, die potentielle Bauwinsche auf
den rickwartigen Teilen auch der tbrigen Grundstiicke nordwestlich des Forsthauswegs na-
helegt und sich damit auf das Planungsziel negativ auswirken wirde. Mit der Ausweisung
auch nur eines zusatzlichen Baurechtes in zweiter Reihe des Forsthausweges kdnnte auch
den Grundstickseigentimern der angrenzenden landwirtschaftlichen Flachen eine weitere
Bebauung kaum verweigert werden. Nur wenn alle Anlieger des Forsthausweges ebenfalls
einer weiteren Verdichtung nach Nordwesten hin zustimmen wirden, kdénnte sich ein Pla-
nungserfordernis ergeben. Unter Beachtung der mundlichen und schriftichen AuRRerungen
zum Bebauungsplanvorentwurf im Rahmen der friihzeitigen Birgerbeteiligung ist eine ent-
sprechende Willenserklarung jedoch auch langfristig nicht erkennbar.

Mindestgrundstiicksgrofle

Durch die Festsetzung einer MindestgrundstiicksgréRe von 1000 m? , insbesondere in Ver-
bindung mit der Festsetzung der Uberbaubaren Grundstiicksflachen, wird der vorhandenen
Siedlungsstruktur einer grof3ziigigen, aufgelockerten Villenbebauung auf parkartig gestalteten
Grundsticken und ihrem Erhalt Rechnung getragen.

Beschrankung der Zahl der Wohnungen

Mit der Begrenzung der Zahl der zulassigen Wohnungen von maximal zwei pro Wohngebau-
de soll eine unerwinschte Umstrukturierung der stéadtebaulichen Eigenart des Siedlungsbe-
reiches von einem ausschliel3lich durch Ein- bzw. Zweifamilienh&usern gepréagten Gebiet in
ein Mehrfamilienhausgebiet verhindert werden. Ohne eine derartige Festsetzung wirde es
durch Einrichtung einer gréReren Zahl von Wohnungen in den einzelnen Gebauden — unter
Einhaltung des zulédssigen Bauvolumens — zu Beeintrachtigungen der stadtebaulichen Funkti-
on dieses Siedlungsbereiches kommen.

Verkehrsflachen

Die ErschlieBungsstraf3en im Plangebiet (,Im Breil”, ,Forsthausweg“ und ,Im Park) werden
als offentliche Verkehrsflache festgesetzt. Der flachenméRige Umfang der Festsetzung be-
ricksichtigt die im Lauf der Zeit entstandenen teilweise privat genutzten Bereiche der stadti-
schen Parzellen. Die vorhandenen Verkehrsflachen in den Stral3en ,Im Park" und insbeson-
dere “Forsthausweg“ missen aufgrund ihres desolaten Zustands und der schlechten Stra-
Benentwadsserung erneuert werden. Zudem muss die Stadt Meerbusch ihrer Verkehrssiche-
rungspflicht nachkommen.

Die Stral’e ,Forsthausweg” soll wie bisher Bestandteil einer Tempo 30-Zone bleiben. Die
Fahrbahn und die einseitig angelegten Nebenanlagen sollen héhengleich mit Pflaster ausge-
baut und durch ein Rinnenband als Wasserfiihrung sowie durch unterschiedlich farbiges
Pflaster optisch voneinander getrennt werden. Grundstuicksteilflachen, die nicht mehr im Zuge
des StralRenausbaus bendétigt werden, werden den jeweiligen Eigentimern zum Kauf angebo-
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ten.
Die Strale ,Im Park® soll ebenso Bestandteil der Tempo 30-Zone bleiben. Die heutige Kies-
oberflache wird — die Gestaltung des Parkcharakters unterstiitzend — durch ein wasserdurch-
lassiges braunes Rasenpflaster und einen einseitigen, ca. 1,5 m breiten tUberfahrbaren Geh-
weg aus grauen Pflastersteinen ersetzt. Der Ausbau erfolgt entsprechend der Stral3e ,Forst-
hausweg“ hohengleich. Fahrbahn und Gehweg werden durch ein Rinnenband als Wasserfih-
rung voneinander getrennt. Der westliche Abschnitt der StralRe ,Im Park* (Ecke Forsthausweg
bis Ende Flurstiick 339), der durch den Eigentimer seinerzeit ausgebaut wurde, bleibt in sei-
ner jetzigen Form erhalten. Die beidseitig vorhandenen Kiesstreifen werden durch eine einsei-
tige Pflasterung ersetzt.
Offentliche Parkplatze fiir Besucher sind auch heute schon in ausreichender Anzahl innerhalb
der offentlichen Verkehrsflachen vorhanden und werden im Zuge der Stral3enausbauplanung
weiterhin bertcksichtigt. Ein Erfordernis flr Festsetzungen gemal § 9 (1) Nr. 11 BauGB be-
steht nicht.

Versorgungsflachen

Am Forsthausweg liegt eine Kompaktstation zur Versorgung des Gebiets mit Elektrizitat. Die
Festsetzung als zweckgebundene Versorgungseinrichtung wird mit der auch langfristigen
planungsrechtlichen Sicherung der Anlage begriindet. Wegen der geringen Flache be-
schrankt sich die zeichnerische Festsetzung auf das entsprechende Symbol; eine Flachen-
festsetzung ist nicht erforderlich.

Grunflachen

Die Festsetzung von privaten Grinflachenstreifen mit der Zweckbestimmung Gartenland am
Nordrand des Plangebietes wird damit begrindet, hier im Ubergang zur freien Landschaft ei-
ne dauerhafte Ortsrandeingriinung zu gewahrleisten.

Im Stdwesten und Siuiden sind die strallenabgewandten Grundstucksteile als private Grunfla-
chen mit der Zweckbestimmung Gartenland festgesetzt, um einem stadtebaulich angemesse-
nen Abstand von der Stadtbahntrasse einerseits aus Immissionsschutzgriinden, andererseits
aus Griunden der Erhaltung der Grinkulisse ohne jegliche Bebauung Rechnung zu tragen.
Unterbrochen wird dies nur in den Bereichen vorhandener Bebauung und im weniger stark
belasteten Sitdosten des Plangebietes, wo auch nach § 34 BauGB eine weitere Bebauung
maglich gewesen waére. Im Zentrum des Plangebietes sind zur Erhaltung eines eingegriinten
parkartigen Innenbereiches ebenfalls private Grinflachen mit der Zweckbestimmung Garten-
land festgesetzt. Hierbei wurde ein Flachenzuschnitt gewahlt, der eine ausreichende, verblei-
bende GroRRe der Einzelgrundstiicke in Bezug auf die zulassige Grundflachenzahl gewahrleis-
tet.

Ubergeordnetes Planungsziel fiir die Gartenstadt Meerer Busch ist die Erhaltung und Siche-
rung der besonderen stadtebaulichen Eigenart dieses Siedlungsbereiches, die durch eine
grof3zugige aufgelockerte Villenbebauung mit parkartig, gartnerisch angelegten Grundstiicken
gepragt ist. Die parkahnlich gepflegten und entwickelten Grundstiicksbereiche (private Grin-
flachen / zum Wohnbereich gehdrende Parkanlagen) innerhalb des Geltungsbereiches des
Bebauungsplanes beinhalten auch 6kologische Funktionen, deren Stellenwert flir die Natur
nicht unberticksichtigt bleibt. Durch die groRen Garten werden hier hochwertige Biotope an-
geboten. Dementsprechend ist eine Funktion von Trittsteinbiotopen in die angrenzenden Na-
turrdume, wo immer wieder Kleinstwaldflachen vorhanden sind, bis hin zur llvericher Altrhein-
schlinge, gegeben. Diese Funktion besteht auch fir alle anderen zusammenhangenden gro-
Ben, baumreichen Grundsticksflachen (teilweise bis 1500 m2 grol3e, nicht Uberbaubare
Grundstucksflachen), die nicht als private Grinflachen mit der Zweckbestimmung Gartenland
festgesetzt sind.
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Die von Einzelnen in Teilen angestrebte Auflésung dieser charakteristischen parkdhnlich ges-
talteten Gartennutzung durch eine vormals nach § 34 BauGB nicht auszuschlieRende bauli-
che Nutzung fiihrte unter anderem zur Aufstellung des Bebauungsplanes 181, um somit die
Erhaltung der vorhandenen Siedlungsstruktur mit inrem wertvollen Baumbestand zu gewahr-
leisten.

Die privaten Gartenflachen werden als Parkanlagen, die zum Wohnbereich gehéren, definiert.
Auf die gleiche Bewertung des Griinbestands in den westlich und stidwestlich angrenzenden
Bebauungsplanen der Gartenstadt Meerer Busch wird hingewiesen. Eine Umwidmung von
Wald in Nichtwaldflache gemaf Landesforstgesetz NRW und ein entsprechender Ausgleich
ist somit nicht erforderlich. Das grundsétzliche stadtebauliche Ziel ist die Erhaltung der park-
artigen Landschaft und nicht die Entwicklung von Wald. Dies wird durch die enge Festsetzung
von Uberbaubaren bzw. nicht Gberbaubaren Grundstiicksflachen gewéhrleistet. Eine bauliche
Inanspruchnahme dieser Flachen ist damit ausgeschlossen. In Erganzung zu dieser Festset-
zung enthalt der Bebauungsplan Regelungen zum Erhalt der Baume und Hecken auf den
nicht Gberbaubaren Grundsticksflachen (Siehe Kapitel 3, Erhaltungsbindungen).

Flachen fiir die Landwirtschaft

Die Festsetzung einer Flache fur die Landwirtschaft wird mit der Verdeutlichung des stadte-
baulichen Ziels der Freiraumsicherung jenseits des besiedelten Bereichs und der Betonung
des Ortsrandes begrindet.

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flachen

Die Festsetzung von mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastenden Flachen wird damit
begriindet, private ErschlieBungen planungsrechtlich zu sichern. In nordwestlicher Verlange-
rung der Stral3e ,Im Park" sowie im Sidosten des Plangebiets an der Straf3e ,Am Breil* er-
schlieBen die Privatwege jeweils nur ein Wohngebaude, so dass kein Erfordernis einer unmit-
telbaren offentlichen ErschlieBung gegeben ist. Die Verlangerung der Stral3e “Am Breil* nach
Nordwesten erschliel3t ebenfalls nur ein Wohngebaude. Das hier zuséatzliche Gehrecht bzw.
Fahrrecht fur die Allgemeinheit bzw. den Radverkehr wird mit der Sicherung der Fuf3- und
Radwegwegverbindung in Richtung Haus Meer, die Benutzbarkeit zu Gunsten der Landwirt-
schaft mit der ErschlieBung der privaten Flachen im Aul3enbereich begrindet. Auf der Flache
der nachrichtlich Ubernommenen Hauptabwasserleitung wird dartber hinaus eine mitLei-
tungsrechten zugunsten der Ver- und Entsorgungstrager zu belastende Flache festgesetzt.

LarmschutzmalRnahmen

Das Plangebiet liegt innerhalb der nach dem Landesentwicklungsplan IV (LEP IV) festgeleg-
ten Larmschutzzone C. Danach kénnen aquivalente Dauerschallpegel bis zu 67 dB(A) auftre-
ten. Die Festsetzung von MindestschalldammmalRen von 35 dB(A) fur Aulenbauteile von
Aufenthaltsrdumen wird mit dem Schutz vor Luftverkehrslarm begrindet.

Das Plangebiet wird von der Stadtbahnlinie Dusseldorf-Krefeld berthrt und liegt teilweise im
Immissionsbereich einer klassifizierten StralRe, der B 9 (Moerser Stral3e). Die schalltechni-
sche Untersuchung des Gutachters Dipl.-Ing. Bernd Driesen vom 21.09.2000 hat die Immissi-
onen ermittelt und MalBnahmen vorgeschlagen. Danach sind aktive Larmschutzmal3nahmen
entlang der Stadtbahnstrecke und der BundesstralRe nicht erforderlich. Die Festsetzung pas-
siver Manahmen zum Schutz gegen Larmeinwirkungen von Schiene und Stral3e werden mit
den Empfehlungen des Gutachters begriindet.

Erhaltungsbindungen

Auf den nicht Gberbaubaren Grundstiicksflachen und auf den privaten Grinflachen enthélt der
Bebauungsplan Festsetzungen zum Erhalt der Baume und Hecken. Wenngleich diese Fest-
setzungen denen einer Baumschutzsatzung nach 8 45 Landschaftsgesetz NRW ahneln, die-
nen sie erst in zweiter Linie 6kologischen Anforderungen. Vorrangig begrindet werden sie mit
der dauerhaften Erhaltung des parkartigen Charakters des Plangebietes.
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Die vorhandenen Baume im o6ffentlichen Straldenraum werden auf ihre Erhaltenswertigkeit un-
tersucht. Bei guter Standfestigkeit, ausreichendem Lichtraumprofil und kleinraumig geeigne-
tem Standort werden sie im Zuge der StralRenausbauplanung mit in die StralRenraumgestal-
tung integriert.
Beim Ausbau des Forsthausweges werden, wie auch bei allen anderen Strallenbaumalnah-
men, die DIN 18300 "Erdarbeiten" sowie die DIN 18915 "Bodenarbeiten" und die DIN 18920
"Schutz von Baumen, Pflanzenbestanden und Vegetationsflachen bei Bauarbeiten" ange-
wendet. Zum Schutz des Mutterbodens (8 202 BauGB) wird nicht belasteter Oberboden, der
im Rahmen der Bauarbeiten abgeschoben wird, im nutzbaren Zustand erhalten und vor Ver-
nichtung oder Vergeudung geschuitzt. Beim Ausbau der Straf3e wird im Bereich der Kronen-
traufen von Kastanien gearbeitet. Nach § 32 (2) Stral3en- und Wegegesetz NRW dirfen Wur-
zeln, die Uber eine Grundstiicksgrenze wachsen, bei Ausbaumalinahmen fachgerecht be-
schnitten werden. Fir Folgeschaden, die dadurch entstehen, ist die Stadt nicht haftbar zu
machen. Um trotzdem Folgeschaden an den Baumen auszuschlie3en, erfolgt der Bodenab-
trag im Bereich der Baume nur im Handaushub. Bei den StralBenbauarbeiten wird durch den
Abstand der Baume zur Ausbaugrenze (ca. 3 bis 4 m) zudem nur der Feinwurzelbereich der
Baume angetroffen. Dementsprechend wird bei der detaillierten Stralenplanung auf vermeid-
bare mechanische Beschadigungen des Wurzelraumes der Kastanien grof3te Ricksicht ge-
nommen.

3.2 Nachrichtliche Ubernahmen und Hinweise

Die Aufnahme nachrichtlicher Ubernahmen in den Bebauungsplan sowie eines Hinweises
Uber Bauhohen wird mit einer méglichst umfassenden Information fur Bauwillige und Bauord-
nungsbehodrde begrundet.

Die Empfehlungen zur Regenwasserversickerung und zur bodenschonenden Gestaltung des
Baugrundstiicks sind dkologisch begriindet.

Der Hinweis auf den Umgang mit Bodenfunden wird mit den Belangen der Bodendenkmal-
pflege begriindet.

4. Landschaftspflege

Bei diesem Bauleitplanverfahren handelt es sich um die Aufstellung eines Bebauungsplanes
im Bestand. Bei einer Mindestgrundstiicksgrof3e von 1000 m?, einer maximal zuléssigen
Grundflachenzahl von 0.2, einer gegeniiber § 34 BauGB um nur ein Baufenster vergré3erten
Bebauungsmadglichkeit, einem gegeniiber dem Bestand nicht weiter versiegelnden StralRen-
ausbau und gegeniiber § 34 BauGB zusatzlichen Erhaltungsbindungen wird ein Eingriff im
Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes und des Landschaftsgesetzes NRW verneint. Die Er-
forderlichkeit von AusgleichsmalBRnahmen im Sinne dieser Gesetze ist damit nicht gegeben.

5. Altstandorte

Im Bereich des Grundstlicks Forsthausweg 6 ist im Kataster tUber Altablagerungen und Alt-
standorte im Kreis Neuss der Altstandort Me 363 aufgefiihrt. Laut Datenblatt wurde aus den
Gewerbemeldungen ein Betrieb ermittelt, der dort von 1986 bis 1992 unter der Branchenbe-
zeichnung ,Veredlung von Flachglas“ gemeldet war. Nachforschungen haben ergeben, dass
der Eigentimer in dieser Zeit fir sein Hobby ,Glasmalerei” ein Gewerbe ,Glasmalerei* ange-
meldet hatte. Die Voraussetzungen flr die Erfassung eines Altstandorts sind damit nicht ge-
geben; der Kreis Neuss wurde mit Schreiben vom 26. Januar 2000 zur Loschung dieser Fla-
che aus dem Kataster aufgefordert.

Aufgrund der vorliegenden Erkenntnisse und Aussagen uber die auf3erhalb des Bebauungs-
plangebiets liegenden Altablagerungen Me 33 und Me 66 sowie die Altstandorte Me 365 bis
367 (groltenteils abgebrochen und Uberbaut) sind von dort keine Gefahrdungen der Allge-
meinheit erkennbar.
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Uber das Kreiskataster hinausgehende Ermittlungen der Stadt haben keine Anhaltspunkte fiir
weitere Verdachtsflachen mit Altablagerungen oder Altlasten im Bebauungsplanbereich oder
in dessen Nahe ergeben.

6. Ver-und Entsorgung

Die Versorgung des Gebiets mit Elektrizitat wird durch das RWE gewabhrleistet und ist durch
die vorhandene Kompaktstation an der Stral3e ,Forsthausweg” sichergestellt (siehe auch Ka-
pitel 4.1.6 dieser Begrindung).

Die Versorgung mit Wasser erfolgt durch die Wirtschaftsbetriebe Meerbusch, ebenso die Ver-
sorgung mit Gas. Der Hinweis des Versorgungstragers, dass innerhalb des Geltungsbereichs
des Bebauungsplans die vorhandenen Gasleitungen erneuert werden missen, wird beim
vorgesehenen Stralenausbau berlcksichtigt.

Die Versorgung mit leitungsgebundenen Telekommunikationsangeboten erfolgt durch das
Netz der Deutschen Telekom und ist gesichert.

Die Bebauung ist zur Entwasserung an die vorhandenen Mischsystemsammler in den Stra-
Ben ,Forsthausweg®, ,Im Park® und ,Im Breil* angeschlossen. Durch die Neubebauung wird
keine wesentliche Erhéhung des Schmutzwassersautkommens auftreten. Die bestehende
Kanalisation kann das anfallende Abwasser problemlos abfiihren.

Uber den Hauptsammler in der StraBe Forsthausweg werden die Abwasser der Klaranlage
Dusseldorf—Nord in Meerbusch-llverich zugefuhrt.

Die Entsorgung von Abfall wird durch ein von der Stadt Meerbusch beauftragtes Unterneh-
men sichergestellt.

7. Sonstige wasserwirtschaftliche Belange

Wasserschutzzonen, Hochwasserschutzbereiche

Das Plangebiet liegt nicht innerhalb eines Wasserschutzgebiets oder Hochwasserschutzbe-
reichs.

Gewasser

Von Sidden nach Norden verlauft innerhalb des Plangebietes der Schackumer Bach. Das
Gewasser der Ill. Ordnung gemanR Wasserhaushaltsgesetz vom 16. Oktober 1976 wird nach-
richtlich in den Bebauungsplan aufgenommen.

Regenwasserversickerung

Nach § 51 a Landeswassergesetz NW (LWG) besteht die Pflicht zur Regenwasserversicke-
rung. Der wirtschaftliche Aufwand flr den Einzelnen zur Umsetzung dieser Pflicht ware je-
doch fur die - Uberwiegend - bebauten und an die Kanalisation bereits angeschlossenen Be-
reiche unverhaltnismaiig. Gegenlber der Ist-Situation entstehen nur acht zusatzliche
Baurechte, von denen daruber hinaus sieben Baufenster zum jetzigen Zeitpunkt nach
§ 34 BauGB realisierbar wéaren. Nach 8§ 51 a (4) Satz 2 LWG wird daher auf Festsetzungen
zur Regenwasserversickerung verzichtet. Es wird jedoch empfohlen das Regenwasser von
Dach-, Hof- und Wegeflachen aus 6kologischen Griinden auf dem eigenen Grundstiick zu
versickern.

Hinsichtlich der empfohlenen Niederschlagswasserbeseitigung der Dachflachen ist eine Ver-
sickerung auf dem jeweiligen Grundstiick grundsatzlich erlaubnisfahig. Bedingt durch differie-
rende Gelandehohen ist in einer Einzelfallprifung zu untersuchen, welche Versickerungsform
unter Einhaltung des Mindestabstandes von 1 m zum héchsten zu erwartenden Grundwas-
serstand zulassig ist. Die Befestigung befahrbarer Flachen kann durchlassig als Flachenver-
sickerung ausgebildet werden oder in angrenzende Anpflanzungen entwéssern. Zufahrten zu
den Hausern kénnen an das jeweilige Versickerungssystem der Dachentwédssserung ange-
schlossen werden. Generell sind Versickerungsanlagen 2 m zu den Grundsticksgrenzen und
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6 m zu nicht wasserdicht unterkellerten Gebauden anzuordnen. Gemall Bodenkarte stehen
im Plangebiet lehmige Sande an, so dass Bodenaustauschmafinahmen erforderlich sein kon-
nen.

8. Flachenbilanz

Die Grol3e des Plangebiets betragt ca. 94ha 100 %
davon

Reines Wohngebiet ca. 6,4ha 68 %
offentliche Verkehrsflachen ca. 0,9 ha 10 %
private Grunflachen ca. 1,6ha 17 %
landwirtschaftliche Flachen ca. 0,4 ha 4 %
Gewasser ca. 0,1ha 1%

9. Bodenordnende MalRnahmen, Realisierung der Planung

Aufgrund der vorhandenen Grundstiickssituation werden bodenordnende MalRnahmen nicht
erforderlich.
Die Realisierung des Stral3enausbaus ist kurzfristig nach Rechtskraft des Bebauungsplanes
vorgesehen.

10. Finanzielle Auswirkungen

Der Stadt Meerbusch entstehen durch das Aufstellungsverfahren zum Bebauungsplan
Nr. 181 Verwaltungskosten.

Die Ausbaukosten fir die erstmalige Herstellung der Strale ,Im Park® werden auf
ca. 215.000 DM geschatzt; entsprechende Mittel sind bereits im Haushalt 2001 vorgesehen.
Die Ausbaukosten StralRenbau fur die Stral3e ,Forsthausweg” werden auf ca. 525.000 DM
geschatzt. Hierflr stehen im Haushaltsjahr 2001 Mittel in Hohe von 450.000 DM zur Verfi-
gung. Im Haushalt 2002 werden die restlichen Mittel veranschlagt.

11. Private und soziale Infrastruktureinrichtungen und MaRnahmen

Einkaufsmdglichkeiten und soziale Infrastruktureinrichtungen wie Schulen und Kindergarten
befinden sich in noch angemessener Erreichbarkeit im Ortskern von Blderich sowie in der
Nahe an der Moerser Stral3e. Eine Festsetzung fir derartige Einrichtungen im Bebauungs-
plan ist nicht erforderlich.

Mit der Verwirklichung dieses Bebauungsplanes sind im wirtschaftlichen oder sozialen Be-
reich keine nachteiligen Auswirkungen auf die personlichen Lebensumsténde der in diesem
oder in benachbarten Gebieten wohnenden und arbeitenden Menschen zu erwarten. Soziale
Maflnahmen im Sinne des § 180 BauGB sind deshalb nicht erforderlich.

Meerbusch, den 17. Januar 2002

Der Birgermeister

Dezernat Ill,

Fachbereich Planen, Bauen, Umwelt
- Bereich Planung -

In Vertretung:

gez.
Nowack
Erster Beigeordneter
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12. Verfahren

Der Rat der Stadt hat am 24. Oktober 1985 die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 181 be-
schlossen. Eine friihzeitige Burgerbeteiligung fand in Form einer Birgerversammlung am
30. August 2000 mit anschlieBender einwdchiger 6ffentlicher Auslegung des Vorentwurfs des
Bebauungsplanes statt. Die Trager offentlicher Belange wurden am 11. September 2000 be-
teiligt. Uber das Ergebnis der Birgerbeteiligung sowie tiber die Beteiligung der Trager offent-
licher Belange hat der Ausschuss fur Planung, Wirtschaftsférderung, Liegenschaften des Ra-
tes der Stadt am 21. Juni 2001 beraten und die 6ffentliche Auslegung des Entwurfs des Be-
bauungsplans beschlossen. Die 6¢ffentliche Auslegung fand vom 25. September 2001 bis ein-
schlie3lich 25. Oktober 2001 statt. Eine erneute 6ffentliche Auslegung des Entwurfs des Be-
bauungsplanes wurde am 13. Dezember 2001 beschlossen und fand vom 2. Januar 2002 bis
einschlieflich 16. Januar 2002 statt.

Die vorstehende Begriindung ist als Entscheidungsbegrindung einschlief3lich der Abwagung
vom 13. Dezember 2001 Uber die vorgebrachten Anregungen gemal § 9 (8) BauGB vom Rat
der Stadt am 31. Januar 2002 beschlossen worden.

Meerbusch, den 1. Februar 2002

Der Burgermeister
Im Auftrag

gez.
Huchtebrock



	Stadt   M e e r b u s c h
	Bebauungsplan Nr. 181

	Meerbusch – Büderich, Forsthausweg / Am Breil
	Begründung

	INHALTSVERZEICHNIS
	Lage im Raum und räumlicher Geltungsbereich
	Umfeld
	Gebietscharakter
	Erschließung
	Flächennutzungsplan
	Landschaftsplan
	Fluchtlinienpläne
	Flora-Fauna-Habitat-Gebiet „Ilvericher Altrheinschlinge“
	Art und Maß der baulichen Nutzung
	Bauweise
	Überbaubare Grundstücksflächen
	Mindestgrundstücksgröße
	Beschränkung der Zahl der Wohnungen
	Verkehrsflächen
	Versorgungsflächen
	Grünflächen
	Flächen für die Landwirtschaft
	Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen
	Lärmschutzmaßnahmen
	Erhaltungsbindungen
	Wasserschutzzonen, Hochwasserschutzbereiche
	Gewässer
	Regenwasserversickerung


